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Wie sichern wir in Zukunft die
Versorgung von Kindern und
Jugendlichen mit psychischen
Erkrankungen?

Status quo und Besonderheiten
der kinder- und jugendpsych-
iatrischen Versorgung in
Deutschland

Einleitung

Psychische Erkrankungen beginnen früh
in Kindheit und Jugend und weisen le-
benslange Verläufe auf. Bereits vor der
COVID-19-Pandemie lagen bei jedem
5. Kind in Deutschland psychische Be-
lastungen vor. Während der Pandemie
nahmendiese nochweiter zu und kehren
bis heute nur teilweise auf das vorpan-
demische Niveau zurück [1]. Psychische
Erkrankungen bei Kindern und Jugend-
lichen im Alter von 10–17 Jahren waren
im Jahr 2021 die häufigsten Ursachen für
Krankenhausbehandlungen [2]. Die Zu-
nahme der Inanspruchnahme ist durch
verschiedeneEntwicklungenbedingt. In-
ternationale Analysen zur COVID-19-
Pandemie legen nahe, dass die absolu-
te Zahl an psychischen Erkrankungen
bei Kindern und Jugendlichen tatsäch-
lich zugenommen hat [3], andererseits
können eine gestiegene Früherkennung,
zunehmende Entstigmatisierung und ei-

ne verbesserte Versorgungssituation die-
se Entwicklung befördern.

Eine Vielzahl vonHerausforderungen
hat sich in Deutschland für die Versor-
gungssysteme aufgetan, die anstehende
KrankenhausreformistdabeieinZeichen
desaktuellenHandlungsdrucks.Auchfür
die„Psych-Fächer“,welchediePflichtver-
sorgung von Menschen mit psychischen
Erkrankungen gewährleisten und die Si-
cherstellung der Versorgung verantwor-
ten, besteht Reformbedarf [4–8]. Dabei
weist die kinder- und jugendpsychiatri-
sche Versorgung eine Reihe von Beson-
derheiten auf, die eine separate Betrach-
tung erforderlich machen.

Die Versorgung von Kindern und
Jugendlichen mit psychischen Erkran-
kungen erfordert ein interdisziplinäres
Versorgungsnetzwerk, welches die Breite
der Bedarfe von niederschwelligen Be-
ratungsangeboten über ambulante Dia-
gnostik und Therapie bis hin zu hoch-
intensiver stationärer Akutversorgung
abbildet. Die erforderlichen Leistungen
umfassen mehrere Sozialgesetzbücher
und Sektoren, sodass sich an den Gren-
zen der jeweiligen Systeme regelhaft
Versorgungsdefizite und „Verschiebe-
bahnhöfe“ auftun [4]. Die ambulanten,

teilstationären und stationären Struktu-
ren des medizinischen Fachgebiets der
Kinder-und Jugendpsychiatrie und -psy-
chotherapie (KJPP) nehmen die zentrale
und koordinative Rolle in der Versor-
gung von Kindern und Jugendlichen
mit psychischen Erkrankungen ein. Die
Versorgung erfolgt kooperativ im Tran-
sitionsbereich zum Erwachsenenalter
mit der Psychiatrie und Psychotherapie,
im Bereich psychosomatischer Erkran-
kungen mit der Kinderheilkunde und
im Bereich der Psychotherapie mit den
Kinder- und Jugendlichen-Psychothe-
rapeut:innen und wird ergänzt durch
schulische Hilfen sowie die Jugend- und
Eingliederungshilfe.

Stationäre Versorgungsstrukturen

Seit den 1990er-Jahren wurden Bet-
ten in der KJPP erheblich abgebaut,
nahmen jedoch zuletzt wieder leicht
zu auf aktuell 6700 Betten sowie 4000
tagesklinische Behandlungsplätze [9].
Die abgeleitete Bettenmessziffer (BMZ;
Betten pro 10.000 EW unter 18 Jahren)
schwankt zwischen den Bundesländern
erheblich: Bayern: 3,6; Sachsen-Anhalt:
11,0 (eigene Berechnungen nach [9]).
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Große bzw. bevölkerungsreiche Bundes-
länder (BY, BW, NRW, Berlin) weisen
vergleichsweise niedrige Bettenmesszif-
fern auf. Die erforderliche Anzahl von
stationären Behandlungsplätzen für eine
Region ist u. a. abhängig von der ambu-
lanten Versorgungssituation sowie dem
Ausbau der Kinder- und Jugendhilfe
im Versorgungsgebiet. Die Netzwerkbil-
dung mit der Kinder- und Jugendhilfe
ist essenziell, zumal mehr als 70% aller
Patient:innen, die stationär behandelt
werden, auch Maßnahmen der Kinder-
und Jugendhilfe erhalten [10]. Zudem
ist das Auftreten psychischer Störungen
u. a. von sozialen Faktoren abhängig,
d.h., Regionen mit höherer Armuts-
quote können auch höhere Bedarfe
haben. Schließlich spielen geografische
Faktoren eine Rolle: In urbanen Ver-
dichtungsräumen können beispielsweise
aufgrund guter Erreichbarkeit tageskli-
nische Behandlungsplätze vollstationäre
Plätze eher ersetzen als in ländlichen
Regionen.

Die BMZ im stationären KJPP-Be-
reich sind deutlich geringer als in der
Erwachsenenpsychiatrie, welche wiede-
rum deutlich höhere Fallzahlen versorgt.
In der Folge sind die Versorgungs- und
Planungsgebiete der KJPP um etwa den
Faktor 3 größer, sodass weniger Kliniken
für deutlich größere Regionen Versor-
gungsverantwortung tragen. Mit weni-
gen Ausnahmenhaben alle universitären
wie nicht-universitären KJPP-Fachklini-
ken in Deutschland Versorgungspflicht
bzw. übernehmen einen Sicherstellungs-
auftrag. Im Gegensatz zu somatischen
Kliniken ist daher ein „Abmelden“ eines
KrankenhausesvonderVersorgungnicht
möglich. Diese Besonderheit der psy-
chiatrischen Versorgungsstruktur wur-
de auch von der Regierungskommissi-
on in ihrer Stellungnahme als vorbild-
haft bewertet. Eine weitere Aggregierung
von Leistungen durch Klinikschließun-
gen und Zentralisierungen, wie sie im
Rahmen der anstehenden Krankenhaus-
reform [11] für somatische Kliniken be-
vorsteht, ist daherunplausibel undwürde
unmittelbar zu regional katastrophalen
Versorgungseinbrüchen führen.

Ambulante Versorgungsstrukturen

Der ambulante Sektor weist große Ver-
sorgungsunterschiede auf. In ländlichge-
prägtenRegionenfindensichschwächere
Versorgungsstrukturen mit langen Fahr-
undWartezeiten, ebensoaberauch inden
benachteiligtenStadtteilengroßer Städte.
Der größte Anteil der betroffenen Kin-
der und Jugendlichen wird ambulant in
kinder-undjugendpsychiatrischenFach-
arztpraxen versorgt, welche nach der So-
zialpsychiatrie-Vereinbarung(SPV;[12])
nach§85Abs.2Satz4und§43aSGBVar-
beiten.DasSPV-Modell fördertdiequali-
fizierte interdisziplinäre sozialpsychiatri-
sche Behandlung in der ambulanten ver-
tragsärztlichen Versorgung. Durch ein
interdisziplinäres Team werden umfas-
sende ambulante Angebote durch meh-
rere Berufsgruppen geboten, wodurch
stationäre Behandlungen reduziert wer-
den sollen. Die SPVwird ergänzt werden
durch die anstehende „Richtlinie über
die berufsgruppenübergreifende, koor-
dinierte und strukturierte Versorgung,
insbesondere für schwer psychisch kran-
ke Kinder und Jugendliche mit kom-
plexem psychiatrischen oder psychothe-
rapeutischen Behandlungsbedarf “ (KJ-
KSVPsych RL) des Gemeinsamen Bun-
desausschusses (G-BA)nach§92Abs. 6b,
SGB V. Dieser Ansatz soll die regiona-
le Vernetzung zwischen Leistungserbrin-
gern intensivieren, um die Behandlungs-
qualität schwer und chronisch kranker
Kinder und Jugendlicher zu verbessern.

Zusätzlich sind im ambulanten Be-
reich ca. 7000Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapeut:innen tätig [13]. In vie-
len schwach versorgten Regionen unter-
stützen psychiatrische Institutsambulan-
zen die ambulante Regelversorgung. Ins-
besondere im Bereich der Entwicklungs-
störungen und bei somatischer Komor-
bidität erfolgt ein relevanter Anteil der
Versorgung in sozialpädiatrischen Zen-
tren (SPZ). Insgesamt sind Strategien für
eine Ausweitung der Ambulantisierung
bereits vonseiten des ambulanten Sek-
tors gut konzeptualisiert, jedoch keines-
wegs flächendeckend ausreichend umge-
setzt, insbesondere aufgrund regionaler
Unterschiede vom bis zu 6-Fachen der
Facharztdichte. Insuffiziente strukturelle
Verzahnungen zwischen dem ambulan-

ten und stationären Sektor führen darü-
berhinaus zu einemInformationsverlust,
Mehrfachuntersuchungen sowie Versor-
gungsabbrüchen der besonders schwer
betroffenen Patient:innen. Zu einer um-
fassenden Darstellung der KJPP-Versor-
gung siehe [14].

Hohe Koordinierungsaufwände

Grundsätzlich bestehen in der KJPP tria-
logische Behandlungssettings durch den
notwendigen Einbezug der Familien. Die
dadurch erhöhten fachlichen, zeitlichen
und administrativen Aufwände in der
Behandlung von Kindern und Jugend-
lichen sind nicht reduzierbar, sie stellen
wesentliche Qualitätsmerkmale des Fa-
ches dar. Nur dadurch kann es gelingen,
die Familien als Ressource zu nutzen und
soziale Teilhabe im möglichst ursprüng-
lichen Umfeld zu ermöglichen. Vor dem
Hintergrund der o. g. Schnittstellenpro-
bleme zwischen unterschiedlichen Sozi-
alleistungen und Hilfeerbringern ist die
SicherungvonparallelenLeistungen,z.B.
der Jugendhilfe, unabdingbar. Regional
wurden vielerorts Kooperationsstruktu-
ren im gemeindepsychiatrischen Sinne
mit Schulen, Jugendämtern und Hilfe-
systemen zur Sicherung von Integration
und Teilhabe aufgebaut. Insofern beste-
hen Konzepte und umfangreiche Praxis-
erfahrungen zur SGB- bzw. sektorüber-
greifenden Versorgung, jedoch sind kin-
der- und familienzentrierte Anpassun-
gen der Regularien erforderlich, um die-
se Konzepte flächendeckend umsetzen
zu können. Die beschriebenen Versor-
gungsstrukturen werden aktuell durch
eine Vielzahl von komplexen Herausfor-
derungen einem bundesweiten Stresstest
unterzogenundinderaktuellenEntwick-
lung wird ein grundlegender Reformbe-
darf vonseiten der Krankenkassen, der
Regierung, der Krankenhausträger so-
wie der Fachgesellschaften gleicherma-
ßen konstatiert. Unklar bleibt, wie diese
Reform zu gestalten sei, allerdings könn-
te aus unserer Sicht über einige Kern-
elemente Konsens erreicht werden. Das
vorliegende Thesenpapier möchte eine
Diskussionsgrundlage fürdenmöglichen
Weg einer Neuordnung der Versorgung
liefern und verschiedene Ansatzpunkte
aus fachlicher Sicht strukturiert darstel-
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len, unter Einbezug der Perspektiven des
ambulanten sowie stationären Sektors.

Herausforderungen und
Reformbedarf

Wachsende Inanspruchnahme

Innerhalb von 2 Jahrzehnten hat sich die
ZahlderberufstätigenFachärzt:innenfür
Kinder-und Jugendpsychiatrie und -psy-
chotherapie von 1026 (im Jahr 2000) auf
2776 (im Jahr 2022) nahezu verdreifacht
[15], wodurch bestehende Versorgungs-
defizite in der Fläche teils abgemildert
werden konnten. Jedoch hat die Coro-
napandemie die bereits zuvor steigende
Inanspruchnahme und Schweregradzu-
nahme psychischer Störungen bei Kin-
dern und Jugendlichenweiter akzeleriert
und Stärkenwie auch strukturelle Defizi-
te der Versorgungsysteme offenbart [16,
17]. Prognosen gehen von einer weite-
ren Steigerung kassenärztlicher Leistun-
gen im Bereich Psychotherapie bis 2030
um23%aus.Gleichzeitigwirdeineweite-
reVerdichtungder Inanspruchnahme im
urbanenRaumgegenüber ländlichenRe-
gionen erwartet [18]. Die aktuellen über-
greifenden krisenhaften Entwicklungen
stellen ernsthafte Bedrohungen für die
Sicherstellung der Versorgung von Kin-
dern und Jugendlichen mit psychischen
Erkrankungen in Deutschland dar [19].

Interdisziplinärer Fachkräfteman-
gel

Der inzwischen disziplin- und fachüber-
greifende Fachkräftemangel bedroht
nicht nur aktuell die Versorgungssi-
cherung, sondern wird noch dauerhaft
verschärft durch einen zunehmenden
Nachwuchsmangel im therapeutischen,
pflegerischen und erzieherischen Be-
reich. Die Folge sind fehlende Nach-
folger:innen für niedergelassene Praxis-
inhaber:innen, nicht besetzte Arztstel-
len in den Kliniken, sowohl bei den
Berufsanfänger:innen als auch in Lei-
tungspositionen, sowie fehlendes Fach-
personal im therapeutischen Bereich
und im Bereich des Pflege- und Er-
ziehungsdienstes. Diese Entwicklung
wird verstärkt durch eine zunehmende
Inanspruchnahme von Teilzeitarbeit in
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Wie sichern wir in Zukunft die Versorgung von Kindern und
Jugendlichen mit psychischen Erkrankungen?

Zusammenfassung
Kinder und Jugendliche mit psychischen
Störungen weisen komplexe Bedarfe auf,
die regelhaft Leistungen aus mehreren
Sozialgesetzbüchern erforderlich machen
und innerhalb der medizinischen Versorgung
Leistungen aus verschiedenen Sektoren
bedingen können. Die steigende Inanspruch-
nahme, die Zunahme der Schweregrade der
Störungsbilder sowie der fachübergreifende
Personalmangel belasten die Strukturen der
interdisziplinären Versorgungsnetzwerke.
Die Folge sind lange Wartezeiten, lange
Wegstrecken und regionale Unterversorgung.
Das Fachgebiet der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und -psychotherapie (KJPP) nimmt
die zentrale und koordinative Rolle in der
kooperativen Versorgung von Kindern und
Jugendlichenmit psychischen Erkrankungen
ein. Die KJPP weist angesichts der zuneh-
menden Herausforderungen Reformbedarf

auf, welcher sich von dem der somatischen
Versorgungsstrukturen, aber ebenso von
denen der Psychiatrie und Psychotherapie
bzw. der Psychosomatik unterscheidet. Das
vorliegende Diskussionspapier beschreibt
die Besonderheiten der KJPP-Strukturen, die
Reformbedarfe und Lösungsmöglichkeiten
durch Abbau von Sektorengrenzen in der
Patientenversorgung, in der Weiterbildung
sowie im Personaleinsatz, durch Intensi-
vierung der Vernetzung, durch stärkere
Nutzung von Telemedizin sowie durch
Aufbau evidenzbasierter Prävention und
Früherkennung.

Schlüsselwörter
Kinder- und Jugendpsychiatrie · Psy-
chotherapie · Versorgung · Kinder ·
Regionalmodell

How canwe ensure the future care for children and adolescents
withmental disorders?

Abstract
The interdisciplinary care of children and
adolescents with mental disorders requires
services from various German codes of
social law and—within the medical care
system—enclosing inpatient and outpatient
services. The increasing demand, the increase
in severity of disorders, and the general
shortage of staff in social services put pressure
on the structures of the interdisciplinary
service networks resulting in long waiting
periods, long distances, and regionally
insufficient care. The medical field of child
and adolescent psychiatry and psychotherapy
(CAPP) plays the central and coordinating
role within the cooperative care for children
and adolescents with mental disorders. The
CAPP is in clear need of reforms; however,

these are markedly different from the reform
needs of the German somatic medical care
system and differ substantially from those of
the (adult) psychiatry, psychotherapy, and
psychosomatics disciplines. This discussion
paper describes the reform requirements,
the specifics of the CAPP structures, and
suggestions to overcome sectors of service
provision, enhance networking, intensify
telemedicine, and develop evidence-based
prevention and early recognition of child
mental disorders.

Keywords
Child and adolescent psychiatry · Psy-
chotherapy · Care · Children · Regional
model

allenBereichen, insbesondere aberdurch
die Abwerbung von Fachpersonal der
KJPP durch psychosomatische Kliniken,
welche außerhalb der Akutversorgung
mit kinder- und jugendpsychiatrischen
Konzepten und Personal nur selektierte
Patient:innengruppen versorgen. Der
medizinische Personalmangel wurde
über Jahrzehnte aber auch dadurch be-

fördert, dass die KJPP trotz vielfältiger
Bemühungen kein curriculares Appro-
bationsfach ist und erst mit der aktuell
avisierten Neuordnung der medizini-
schen Ausbildung die Vernachlässigung
von psychischen Erkrankungen in der
Medizin reduziert werden soll [20].

Aber auch in den regionalen Netz-
werken fehlt zunehmend pädagogisches
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und therapeutisches Fachpersonal in
ambulanten sowie stationären Jugend-
hilfestrukturen, sodass die über die Jahre
aufgebauten interdisziplinären Versor-
gungsketten und -netzwerke zu versagen
drohen.Diese Personalentwicklungwirft
zunehmend die Frage auf, welche Zer-
splitterung der Versorgungslandschaft
noch tragbar ist und an welcher Stelle
und in welcher Situation eine Ressour-
cenallokation erforderlich wird.

Mindestvorgaben für Personalein-
satz

Mit der Einführung der Personalausstat-
tung Psychiatrie und Psychosomatik-
Richtlinie (PPP-RL) werden Mindest-
vorgaben für den Personaleinsatz in den
sogenannten Psych-Fächern definiert,
die primär der Qualitätssicherung die-
nen sollen. Die PPP-RL hat jedoch nicht
nur durch neue Dokumentations- und
Nachweispflichten den bürokratischen
Aufwand weiter erhöht, sondern wurde
von Anfang an als Budgetfindungsin-
strument von den Krankenkassen fehl-
interpretiert [21]. Vielmehr stellt die
PPP-RL die Untergrenze der berufs-
gruppenbezogenen Personalausstattung
fest, unterhalb derer Pflege und psychi-
atrische Versorgung nicht mehr sicher
zu gewährleisten sind. Heftig umstritten
waren auch die unverhältnismäßig ho-
hen Strafzahlungen der Krankenhäuser
bei Unterschreitung der Mindesterfül-
lung der PPP-RL, welche Krankenhäuser
in eine existenziell bedrohliche Spirale
geschickt hätte. Im Rahmen des aktu-
ellen Aussetzens und der Ankündigung
der Überarbeitung der Sanktionsme-
chanismen besteht die Chance für eine
neue Definition der Personalvorgaben,
welche die stationäre Versorgung psy-
chisch kranker Kinder und Jugendlicher
langfristig sichert, statt sie zu gefährden.

Sektorengrenzen

Die Forderungen nach einer stärkeren
Ambulantisierung als Ausweg aus den
zunehmenden Kosten und dem wach-
senden Personalmangel implizieren die
Notwendigkeit für intensive stations-
ersetzende Versorgungskonzepte. Diese
werden teils durch bestehende Sekto-

rengrenzen behindert, teils durch die
unflexible Refinanzierungssystematik
im stationären Sektor. Innovative Mo-
dellprojekte nach § 64b SGB V wurden
zwar vorrangig im erwachsenenpsych-
iatrischen Bereich durchgeführt [22],
die wenigen kinder- und jugendpsych-
iatrischen Modelle adressierten jedoch
sämtlich Sektorengrenzen und eine Fle-
xibilisierungderRessourcenverwendung
innerhalbdesambulantenbzw.desstatio-
nären Sektors, beispielsweise durch neue
intensive ambulante Konzepte oder stati-
onsersetzende Behandlungsangebote für
ansonsten stationäre oder teilstationäre
Patient:innen. Erfolgreich durchgeführte
Modellprojekte stellen gute Blaupausen
für eine flächendeckende Neuordnung
der Versorgung dar.

Lösungsansätze zur Sicherung
der Versorgung

Mehr Durchlässigkeit und
Transparenz im ambulanten und
stationären Sektor

Die Schnittstelle zwischen den Sektoren
ist ein notorisches Problemkind der me-
dizinischen Versorgung angesichts von
Wartezeiten, Informationsverlusten und
Behandlungsabbrüchen. Zu fordern ist
eine wechselseitige Verfügbarmachung
von Behandlungsplätzen zur nahtlosen
Weiterversorgung (ambulant zu statio-
när, stationär zu ambulant) mit demZiel,
Wartezeiten zwischen den Behandlungs-
settings zu minimieren, Aggravierungen
bzw. Rückfälle zu reduzieren und Be-
handlungsabbrüche zu vermeiden. Diese
Forderung impliziert eine konsequente
fachliche Abstimmung zwischen Nie-
dergelassenen und Klinik hinsichtlich
der Indikationen für Aufnahme und
Weiterbehandlung sowie Definition von
Behandlungszielen und deren wechsel-
seitige Akzeptanz. Die Refinanzierung
der Schnittstellenarbeit ist aktuell we-
der im stationären noch im ambulanten
Bereich suffizient abgebildet. Letztlich
werden schwer erkrankte Patient:innen
einer kooperativen Versorgung bedür-
fen, wofür bisherige Ausschlussgründe
wegfallen müssen, z.B. parallele Leis-
tungserbringung durch ambulante und
stationäreBehandler zur Sicherungnaht-

loser Übergänge. Gleiches gilt bei Pa-
tient:innengruppen, die parallel einen
somatischen und psychiatrischen Be-
handlungsbedarf haben und für welche
eine parallele ambulante Behandlung in
sozialpädiatrischen Zentren und Insti-
tutsambulanzen bislang ausgeschlossen
ist. Im Gegenzug für die Aufhebung der
Leistungsausschlüsse wird eine Defini-
tion notwendig werden, wodurch sich
diese Patient:innen auszeichnen, um ei-
ner ungebremsten Mengenausweitung
entgegenzutreten. Bisherige Versuche,
aus Routinedaten eine Schwergraddefi-
nition zu entwickeln, sind daran geschei-
tert, dass sich aus einer reinen Diagnose
nicht die Bedarfe objektiv ableiten lassen.
In der Kinder- und Jugendpsychiatrie
und -psychotherapie hat sich das mul-
tiaxiale Klassifikationsschema (MAS;
[23]) bewährt, welches auf 6 Achsen ne-
ben den psychiatrischen Diagnosen die
somatischen Erkrankungen, Entwick-
lungsstörungen, das Intelligenzniveau,
psychosoziale Faktoren sowie eine Glo-
balbeurteilung des Funktionsniveaus
codiert. Dieses System kann störungs-
und sektorübergreifend die Basis für eine
objektive und transparente Bedarfser-
mittlung sein. Auch die Internationale
Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
BehinderungundGesundheit (ICF; [24])
stellt ein interdisziplinär anwendbares
Instrument dar, um SGB V-übergreifen-
de Bedarfe zu objektivieren und effektiv
zu planen (vgl. folgendes Unterkapitel).

Neben der sektorübergreifenden Ko-
operation zur Sicherung der Versor-
gungsbedarfe sind in den jeweiligen
Regionen aus Ressourcen– sowie aus
Qualifikationsgründen durchaus Mo-
delle denkbar, die spezifische und spe-
zialisierteAngebote (z.B.Diagnostik von
Autismus-Spektrum-Störungen, speziel-
le Therapieangebote bei Intelligenzmin-
derung) nicht von allen Leistungsanbie-
tern vorsehen, sondern auf spezifische
Anbieter unabhängig von den Sektoren-
grenzen verteilt werden. Dennoch muss
eine bezugstherapeutische Begleitung
möglich sein, die auch die Angebotsnut-
zung steuert. So könnte eine verbesserte
Durchlässigkeit die Qualität der Versor-
gung erhöhen und dennoch Ressourcen
sparen.
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Intensivierung der lokalen
Netzwerkbildung

Die lokale Vernetzung innerhalb der
KJPP zwischen ambulantem und sta-
tionärem Sektor ist von grundlegender
Bedeutung, jedoch nur ein Baustein für
eine gelingende Versorgung. Die koope-
rative Verzahnung mit den Kinder- und
Jugendlichen-Psychotherapeut:innen ist
wesentlich für die psychotherapeuti-
sche Versorgung vor, aber insbesondere
auch im Anschluss an eine stationäre
Krisenintervention oder Behandlung.
Kooperative sowie komplementäre Mo-
delle mit den Nachbardisziplinen der
Kinderheilkunde (Psychosomatik, Sozi-
alpädiatrie) und Psychiatrie (Transition)
versorgen Gruppen mit spezifischen Be-
darfen. Psychische Störungen bedingen
jedoch regelhaft komplexe Bedarfe, wel-
che neben SGB V auch SGB VIII und
weitere Sozialleistungen umfassen. Bei
einem Großteil der stationären KJPP-
Patient:innen sind Jugendhilfemaßnah-
men parallel initiiert oder indiziert und
umgekehrt haben viele Patient:innen
in der stationären Jugendhilfe behand-
lungsbedürftige psychische Störungen
[10].

Viele regionale Netzwerkbildungen
funktionieren zum Teil schon gut und
können damit als Praxismodelle für
regionale Adaptationen zur Verfügung
stehen. Praxisbeispiele finden sich hier:
[25].EinwesentlicherAspekt funktionie-
render Netzwerke ist die systematische
interdisziplinäre Versorgung von Hoch-
risikogruppen, so z.B. von Kindern
und Jugendlichen in der stationären Ju-
gendhilfe, die durch einen kinder- und
jugendpsychiatrischen Konsiliardienst
versorgt werden. Wird dieser durch
eine Psychiatrische Institutsambulanz
(PIA) geleistet, darf das beispielsweise
eine fortlaufende psychotherapeutische
Richtlinientherapie nicht verunmögli-
chen. Punktuell existieren Versorgungs-
konzepte im Bereich psychischer Er-
krankungen und Verhaltensstörungen
bei komplexen Behinderungen, z.B.
durch aufsuchende Konsil- und Liai-
sondienste in Einrichtungen für Kinder
mit Mehrfachbehinderungmit dem Ziel,
stationäre Aufenthalte zu verhindern. In
der Regel sind die erforderliche Ver-

netzungsarbeit und erhöhten Aufwände
bislang nicht refinanziert. Kontakte zur
Arbeitsagentur, Berufsbildungseinrich-
tungen, Schulämtern und Schulen und
der künftigmit allen Inklusionsaufgaben
beauftragten Jugendhilfe müssen hierbei
gleichermaßen mitgedacht werden.

Implementierung von
Regionalmodellen

Die Modellprojekte nach § 64b beziehen
sich häufig auf die Schaffung von soge-
nannten Regionalmodellen, in welchen
ein Regionalbudget für die Versorgung
zur Verfügung steht und bedarfsange-
messen Ressourcen alloziert werden. In
den ersten Versuchen gehen die Model-
le grundsätzlich von den Krankenhaus-
strukturen einer Region aus, die in der
Kinderpsychiatrie dünn gesät sind, wes-
halb die Modelle bis dato nur qualita-
tiv auswertbar gewesen sind [26]. Jedoch
sind bereits Weiterentwicklungen dieses
Ansatzes angedacht mit einer übergrei-
fenden Regionalplanung von ambulan-
tem und stationärem Sektor. Sogar der
Einbezug von Jugendhilfe und Einglie-
derungshilfe sowie aller weiteren Sozial-
leistungen in ein umfassendes regionales
Budget wurde skizziert [5].

Obgleich dieser Vision eine Vielzahl
vonpraktischenund rechtlichenHinder-
nissen entgegenstehen, sehen wir diese
Konzeptualisierung als richtigen Schritt
an. Voraussetzung wäre eine „regiona-
le Pflichtversorgung“ aller Leistungser-
bringer für die minderjährigen Bewoh-
ner:innenderRaumschaft.DieVerpflich-
tung der Sicherstellung der Versorgung
würde damit vonden stationärenVersor-
gungsstrukturen auf das regionale Netz-
werk mit dem gesamten Spektrum der
Versorgungsintensitäten übergehen. Ei-
ne solcheWeiterentwicklung der Versor-
gungsstrukturen macht eine funktionie-
rende Feststellung der Bedarfe erforder-
lich, die eine gemeinsame Falldefinition
und Zuweisung in das jeweilige Angebot
impliziert. Angesichts der rasanten Ent-
wicklung der Leistungsfähigkeit künstli-
cher Intelligenz möchten wir nicht aus-
schließen, dass auch diese in einer sol-
chen Konzeption einen umschriebenen
Stellenwert bekommen kann.

Das erwünschte Ergebnis dieses An-
satzes in einer Region ist eine bedarfsab-
hängige stratifizierte Versorgung (Strati-
fied Care) verbunden mit einer effizien-
ten Weitervermittlung der Patient:innen
zwischen den verschiedenen Leistungs-
erbringern bei Änderung der Bedarfe
im Sinne eines gestuften Konzepts (Step-
ped Care). Das Konzept müsste selbst-
verständlich durch eine sich mitentwi-
ckelnde regionale Sozialplanung der An-
gebotsstrukturen begleitet werden und
würde letztlich auch kommunale und fö-
derale (schulische/berufliche) Ressour-
cen, aber auch überwiegend überregio-
nal arbeitende Rehabilitationsstrukturen
berühren.

Verantwortungsübernahme,
Flexibilisierung und Ressourcenal-
lokation

Der Funktionalität eines wie auch im-
mer definierten regionalen interdiszipli-
närenNetzwerks isteinenatürlicheGren-
ze gesetzt durch die Verfügbarkeit von
ausreichendPersonalressourcen im jetzi-
genambulantensowiestationärenSektor.
Beidebenötigenwiederumfüreinenach-
haltige Effizienz ihrer Leistungserbrin-
gung eine funktionierende Jugendhilfe
zur komplementären Deckung der kom-
plexenBedarfe. ZumwesentlichenMerk-
mal eines Regionalmodells – d.h. der ge-
teilten und damit gemeinsamen Verant-
wortung für die Versorgung aller Hilfe-
empfänger in einerRegion–gehört auch,
dass das Netzwerk bei personellen Defi-
ziten innerhalb der Systeme adaptiv auf
die veränderte Angebotssituation reagie-
ren kann. Hierzu müssen Möglichkeiten
geschaffen werden, innovative Konzepte
rasch umsetzen zu können, beispielswei-
se die Ausweitung ambulanter Leistun-
gen anstelle stationärer Behandlung oder
die Schaffung von Belegarztsystemen bei
erhöhtem Aufkommen stationärer Indi-
kationen. Gemeinsame Weiterbildungs-
befugnisse der ambulanten und statio-
nären Leistungserbringer wären eine lo-
gische Folge. Schließlich müssen auch
fachärztliche und fachpsychotherapeuti-
schePersonalressourcenadaptiv alloziert
werden können, um die Gesamtversor-
gung in der Region sicherstellen zu kön-
nen. In dieser Konzeption müssen auch
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Personalressourcen hochselektiver Ver-
sorgungsstrukturen, wie sie aktuell z.B.
in psychosomatischen Kliniken gebun-
den werden, in der Breite der Bedarfe
eingesetzt werden.

Zusätzlich werden innovative am-
bulante Angebote, gerade in unterver-
sorgten Regionen, entwickelt werden.
Aus besser versorgten Regionen heraus
müssen Angebote von Kliniken sowie
Niedergelassenen entwickelt werden,
wie z.B. tageweise Sprechstunden in der
Peripherie. Kommunen können einen
Beitrag leisten, indem sie Räumlichkei-
ten zur Verfügung stellen. Zur Versor-
gung ländlicher Gebiete hat sich bereits
während der Coronapandemie die Te-
lemedizin als leistungsfähiges Konzept
in der Praxis bewährt. Videosprechstun-
den ermöglichen ressourcensparende,
flexiblere und höherfrequente Kontakte,
wegfallende Fahrtzeiten und raschere
Interventionen oder gar Verhinderung
krisenhafter Verläufe. Obgleich persön-
liche Beziehungen bei behandlungsbe-
dürftigen Kindern und Jugendlichen
durch digitale Anwendungen („Thera-
pie-Apps“) kaum ersetzt werden können,
so können die Therapien jedoch durch
die Digitalisierung unterstützt werden.

Wirgehendavonaus,dassbei einer in-
dividualisierten bedarfsadaptierten Res-
sourcenallokation erhebliche Einsparun-
gen möglich sind. Teure vollstationäre
Zeiten können verkürzt und flexibili-
siert werden durch stationsäquivalente,
teilstationäre und ambulante Angebote.
Auch die Übergänge in klinikfernere
Angebote und umgekehrt schnellere Zu-
gänge zu z.B. Kriseninterventionen vom
ambulanten Sektor aus können durch
Aufheben der Schnittstellenprobleme
ebenfalls erhebliche Doppelarbeit und
damit Kapazitäten einsparen [27]. Die
Erfahrung, in Betreuungskontinuität
arbeiten zu können, macht die Tätig-
keit für alle Berufsgruppen attraktiver
und dürfte zur Personalgewinnung und
Personalbindung beitragen. Daraus re-
sultierende Anforderungen auf die Aus-
und Weiterbildung sollten allerdings
unmittelbar umzusetzen sein.

Prävention und Früherkennung

Umden erheblichenHerausforderungen
der Versorgungsstrukturen angemessen
begegnen zu können, ist es erforder-
lich, der kontinuierlichen Zunahme
der Inanspruchnahme durch effektive
präventive Maßnahmen zu begegnen.
Dazu sind wirksame, evidenzbasierte
und kosteneffektive Konzepte erforder-
lich, die trotz des exzessiven Vorhan-
denseins von Präventionsprogrammen
angesichts unzureichender wissenschaft-
licher Evaluation weitestgehend fehlen.
Das Präventionsgesetz hat erste Wei-
chenstellungen vorgenommen, jedoch
werden die den Krankenkassen zur Ver-
fügung stehenden Mittel im großen
Umfang mehr zur Imagepflege denn
zur tatsächlichen Entwicklung wirksa-
mer Prävention verwendet. Es bedarf
einer transparenten Verwendung dieser
Mittel für die Entwicklung evidenzba-
sierter Programme sowie Evaluation
existierender Ansätze verbunden mit
konsequenten bundesweiten Dissemi-
nationsstrukturen für positiv evaluierte
Konzepte. In diesem Kontext kommt
auch existierenden Strukturen der Früh-
erkennung und Prävention besondere
Bedeutung zu, die es weiterzuentwickeln
und in ihrer Wirksamkeit zu steigern
gilt.

Der Öffentliche Gesundheitsdienst
(ÖGD) weist im Grundsatz exzellente
Voraussetzungen auf, um frühzeitig Risi-
kokonstellationen und frühe psychische
Gesundheitseinschränkungen zu detek-
tieren, jedoch fehlen zur Erfüllung dieser
Funktion wesentliche Verzahnungen mit
Leistungen anderer Sozialgesetzbücher.
Oftmals fehlen dem ÖGD notwendi-
ge Befugnisse und Ressourcen, um die
konsequente Umsetzung seiner Emp-
fehlungen zu monitoren. So könnte eine
Aufwertung der Schuleingangsuntersu-
chung zur konsekutiven Überführung
von Kindern mit früher Ausprägung
psychischer Störungen in niederschwel-
lige Leistungen des SGB V gereichen
[28]. Eine systematische Ausweitung auf
Kindergartenuntersuchungen steht aus
[29]. Oftmals fehlen dem ÖGD notwen-
dige Befugnisse und Ressourcen, um die
konsequente Umsetzung seiner Empfeh-
lungen zu monitoren [30], ebenso fehlt

der Einbezug weiterer Gesundheitsbe-
rufe.

Fazit

Eine steigende Inanspruchnahme, Per-
sonalmangel und eine Zersplitterung der
Systeme bedrohen die Versorgung von
Kindern und Jugendlichen mit psychi-
schen Erkrankungen. Die interdiszipli-
nären Versorgungsstrukturen müssen
sich weiterentwickeln, um auch zukünf-
tig bedarfsangemessene Hilfe leisten zu
können.DieKinder-und Jugendpsychia-
trie und -psychotherapie hat als zentraler
Akteur eine besondere Verantwortung,
die erforderlichen Entwicklungen zu
konzeptualisieren und im interdiszi-
plinären Verbund zu etablieren. Die
erprobten Regionalmodelle bieten dafür
eine guteGrundlage für stratifizierte und
gestufteVersorgungsangebote.Die regio-
nalen Verbundkonzepte müssen jedoch
noch weiter konkretisiert und regional
adaptiert werden, um eine tatsächliche
gemeinsame Verantwortungsübernah-
me fürdasgesamteSpektrumderBedarfe
realisieren zu können.
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